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Gemeinde Heinkenborstel 
 

 

Heinkenborstel, 13.03.2025 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Heinkenborstel ist zu einer Sitzung am 

 
Dienstag, den 25.03.2025, um 19:00 Uhr, 

im Dörpshus, Nindorfer Straße 4, 24594 Heinkenborstel 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Verkehrsregelnde Maßnahme; 
Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h aus Lärmschutzgründen im Verlauf 
der Ortsdurchfahrt in Heinkenborstel (Dorfstraße, K 81 und K 84) 
 

 

 

8 Stromlieferung für die Zeit ab dem 01.01.2025 
 

 

 

9 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

10 Grundstücksangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Holger Wichmann 
Bürgermeister 
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Gemeinde Ehndorf 
 

 

Ehndorf, 13.03.2025 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ehndorf ist zu einer Sitzung am 

 
Dienstag, den 25.03.2025, um 19:30 Uhr, 

im Bürgerhaus, Großredder 2a, 24647 Ehndorf 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Breitbandausbau für Außenanlieger 
 

 

 

8 Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG Lärmaktionsplanung 
2022/2024 
- Abschließender Beschluss 
 

 

 

9 Einnahme- und Ausgaberechnung 2024 des Sondervermögens für die Kame-
radschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Ehndorf 
 

 

 

10 Zustimmung zum Einnahmen- und Ausgabenplan 2025 des Sondervermögens 
für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Ehndorf 
 

 

 

11 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

12 Personalangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Ina Schulz 
1. stv. Bürgermeisterin 
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Gemeinde Bendorf 
 

 

Bendorf, 13.03.2025 

 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Bendorf ist zu einer Sitzung am 

 
Montag, den 24.03.2025, um 19:30 Uhr, 

im Feuerwehrgerätehaus, Mühlenberg 10, 25557 Bendorf 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Information Saalanbau/Feuerwehrgerätehaus 
 

 

 

8 Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden Gemeindewehrführers 
 

 

 

9 Ernennung und Vereidigung des stellvertretenden Gemeindewehrführers 
 

 

 

10 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 4 "Solarpark Bendorf-Keller" 
- Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 
 

 

 

11 Neueinstellung von Nicht-Fachkräften in der Kindertageseinrichtung 
 

 

 

12 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

13 Stundung einer Forderung 
 

 

 

14 Grundstücksangelegenheiten 
 

 

 

15 Personalangelegenheiten 
 

 

 

15.1 Personalangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Holger Ott 
Bürgermeister 
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Gemeinde Osterstedt 
 

 

13.03.2025 

 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Osterstedt ist zu einer Sitzung am 

 
Mittwoch, den 26.03.2025, um 19:00 Uhr, 

im ´Treffpunkt Ole School´, Hauptstraße 34, 25590 Osterstedt 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Breitbandausbau für Außenanlieger 
 

 

 

8 Neufassung der Gebührensatzung für die Kindertageseinrichtung 
 

 

 

9 Umspannwerk und Batteriespeicher 
 

 

 

10 Bau einer Wärmeleitung 
 

 

 

11 Verschiedenes 
 

 

 

12 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

13 Dorfgemeinschaftshaus 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Johannes-Wilhelm Wittmaack 
Bürgermeister 
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Gemeinde Arpsdorf 
 
 

 

Arpsdorf, 13.03.2025 

 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Arpsdorf ist zu einer Sitzung am 

 
Dienstag, den 25.03.2025, um 19:30 Uhr, 

im Sportlerheim, Schulstraße 14, 24634 Arpsdorf 
 
 

einberufen. 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Berichte aus den Ausschüssen 
 

 

 

6 Mitteilungen der Bürgermeisterin 
 

 

 

7 Einwohnerfragestunde I 
 

 

 

8 Straßeninstandstetzung 2025 
 

 

 

9 Bebauungsplan Nr. 3 "Solarpark Arpsdorf"  
- Städtebaulicher Vertrag zur Durchführung 
 

 

 

10 Bebauungsplan Nr. 3 "Solarpark Arpsdorf" 
- Beschluss über eingegangene Stellungnahmen und Satzungsbeschluss 
 

 

 

11 Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens 
-PV-Freiflächenanlage 
 

 

 

12 Breitbandausbau für Außenanlieger 
 

 

 

13 Feuerwehrangelegenheiten 
 

 

 

13.1 Feuerwehrangelegenheiten; 
Aufgabenerweiterung der Freiwilligen Feuerwehr Arpsdorf als "AED-Feuerwehr" 
 

 

 

13.2 Feuerwehrangelegenheiten; 
Entscheidung über die Ersatzbeschaffung eines bestimmten Typs Löschfahr-
zeug 
 

 

 

14 Spielplatz - aktueller Stand- 
 

 

 

15 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

16 Einwohnerfragestunde II 
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17 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift 
nichtöffentlicher Teil der letzten Sitzung 
 

 

 

18 Termine Gemeindevertretung außerhalb der öffentlichen Sitzung 
 

 

 

19 Grundstücksangelegenheiten 
 

 

 

19.1 Grundstücksangelegenheiten: 
 

 

 

19.2 Grundstücksangelegenheiten:  
 

 

 

19.3 Grundstücksangelegenheit:  
 

 

 

20 Personalangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Kerstin Gertz 
Bürgermeisterin 
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Gemeinde Hohenwestedt 
 
 

 

Hohenwestedt, 13.03.2025 

 

 

Amtliche Bekanntmachung 
 
Der Finanzausschuss der Gemeinde Hohenwestedt ist zu einer Sitzung am 

 
Dienstag, den 25.03.2025, um 19:00 Uhr, 

im Forum, Rektor-Wurr-Straße 1-3, 24594 Hohenwestedt 
 

einberufen. 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung vom 28.01.2025 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Berichte und Mitteilungen 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Städtebauförderungsprogramm 
 

 

 

8 Haushaltsentwicklung 
 

 

 

8.1 Aktuelle Haushaltslage 
 

 

 

8.2 Bestätigungsvermerk Kommunalaufsicht Haushalt 2025 
 

 

 

8.3 Aktueller Sachstand Grundsteuerreform 
 

 

 

8.4 Controlling 
 

 

 

8.5 Übersicht Jahresabschlüsse 2022 und 2023 
 

 

 

9 Erweiterung des Bouleplatzes 
 

 

 

10 Anbau Personalraum Kita 
 

 

 

11 Anfragen aus dem Ausschuss 
 

 

 

12 Berichte aus Beteiligungen 
 

 

 

12.1 Seniorenzentrum Mittelholstein GmbH 
 

 

 

12.2 Knickkohle Hohenwestedt GmbH 
 

 

 

12.3 Bioenergie Hohenwestedt GmbH 
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Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkt ist möglich. 
 
 
gez. Reinhold Sylvester 
Ausschussvorsitzender 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Gemeinde Beringstedt 

über die Erhebung von Benutzungsgebühren 

für das Freibad 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom  

05. Februar 2025 (GVOBl. 2025 Nr. 27) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 

2 und 6 Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 

10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. Mai 2022 

(GVOBl Schl.-Holst. S. 564) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung Beringstedt 

vom 24.02.2025 folgende Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für das Freibad 

erlassen: 

 

§ 1 

Gebührenpflicht 

 

(1) Für die Benutzung des Freibades ist ein Eintrittsgeld (Gebühr) zu entrichten. 

 

§ 2 

Gebührensätze 

 

(1) Die Höhe des Eintrittsgeldes wird wie folgt festgesetzt: 

Tageskarte Kinder (2 bis 16 Jahre) 1,50€ 

Tageskarte Erwachsene 3,50€ 

Jahreskarte Kinder (2 bis 16 Jahre) 22,50€ 

Jahreskarte Erwachsene  50,00€ 

Jahreskarte Erwachsene im Vorverkauf 40,00€ 

Familienjahreskarte 70,00€ 

Familienjahreskarte im Vorverkauf 60,00€ 

Jahreszusatzgebühr „Frühschwimmer“, pro Person 25,00€ 

(2) Es werden Einzelkarten, Familienkarten und Jahreskarten ausgegeben. 

a. Die Einzelkarte berechtigt zum einmaligen Eintritt an dem Tag, an dem sie gelöst wird 

b. Die Jahreskarte berechtigt den Inhaber zur Benutzung des Freibades während der Bade-

saison des laufenden Jahres 

c. Die Familienkarte gilt gemeinsam für Eltern und deren bis zu 16 Jahre alten Kindern wäh-

rend der Badesaison des laufenden Jahres. Solange sich die Kinder in Schul- oder Berufs-

ausbildung befinden oder studieren, erhalten sie, auch wenn sie älter als 16 Jahre sind, 

Eintritt mit der Familienkarte ihrer Eltern. 

(3) Die Eintrittskarten sind nicht übertragbar. 
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(4) Für Kinder unter 2 Jahren in Begleitung einer erwachsenen Person ist kein Eintrittsgeld zu zah-

len. 

(5) Die Bürgermeisterin / Der Bürgermeister wird ermächtigt, in besonderen Fällen die Gebühren 

zu ermäßigen oder zu erlassen. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

 

Die Satzung der der Gemeinde Beringstedt über die Erhebung von Benutzungsgebühren für das 

Freibad tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Beringstedt über die Erhebung von Benutzungsgebüh-

ren für das Freibad vom 20.01.2022 außer Kraft. 

 

 

Beringstedt, den 06.03.2025 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Sönke Rohwer 

(Bürgermeister) 
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Haushaltssatzung  

der Gemeinde Hohenwestedt 

für das Haushaltsjahr 2025 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 77 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 24. Mai 2024 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 404) sowie des § 25 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 07.August 1973 

(BGBl I S. 965) in der zuletzt geänderten Fassung vom 02. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) 

und des § 16 Gewerbesteuergesetz (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Ok-

tober 2002 (BGBl I S. 4167) in der zuletzt geänderten Fassung vom 02. Dezember 2024 (BGBl. 

2024 I Nr. 387), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 10. Dezember 2024 und Ge-

nehmigung der Kommunalaufsicht folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird 

1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 18.992.100,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 19.500.500,00 EUR 

 einem Jahresfehlbetrag von 508.400,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
18.565.300,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

18.335.500,00 EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

6.200.000,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

6.708.200,00 EUR 

festgesetzt. 

 

§ 2 

 

Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 6.200.000,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 49,25 Stellen. 
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§ 3 

 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

 
(1) Grundsteuer  
a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
     Betriebe (Grundsteuer A) 285 % 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 455 % 
(2) Gewerbesteuer 320 % 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 

oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 

5.000,00 EUR. Die Zustimmung der gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjährlich über die geleisteten 

über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 

 

Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-

vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 

oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 

 

§ 6 

 

Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am 06.03.2025 ohne Einschränkungen erteilt. 

 

 

Hohenwestedt, den 07.03.2025  

 

 

gez. 

 

Jan Butenschön 

 

 

(L.S.) 

 

(Bürgermeister)  

 

 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-

men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 

Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-

mittelholstein.de. 
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Hauptsatzung 

der Gemeinde Nindorf 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 24. Mai 2024 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 404), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 09.12.2024 und 

mit Genehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für 

die Gemeinde Nindorf erlassen: 

 

§ 1 

Wappen, Flagge und Siegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Nindorf zeigt über grünem Schildfuß ein goldener Hügel auf blau-

em Grund, überdeckt von einem silbernen, oben offenen und links und rechts in einem Laubblatt 

endenden Ring, aus dem fünf schmale, nach oben der Hügellinie entlang verstutzte, auf Grün sil-

berne, auf Gold blaue Pfähle wachsen. 

(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf durch einen schmalen gelben Streifen in einen breiten blauen 

Streifen oben und einen schmäleren grünen Streifen unten geteiltem Flaggentuch die Figuren des 

Gemeindewappens in flaggengerechter Tinktur. 

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde Nin-

dorf, Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bürger-

meisterin oder des Bürgermeisters. 

 

§ 2 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an    

Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzun-

gen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 

durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und 

Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt.  

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-
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breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 3 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 12.000,00 €, 

11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

13. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten und geringfügig Beschäftigten übertragen. 

 

§ 4 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemein-

devertretung und der Ausschüsse teilnehmen. Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche 

Teile von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. 

In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
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(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern in der Gemeinde bei. Sie ist dabei insbesondere in folgenden Aufgabenbereichen tätig: 

- Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit der Gemeindevertretung, 

- Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, z. B. auch bei der Aufstel-

lung eines Bebauungsplanes. 

- Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen in der Gemeinde, 

- Anbieten von Sprechstunden und Beratung für hilfesuchende Frauen, 

- Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behörden, um 

frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

(3) Sie ist im Rahmen ihres Aufgabenbereichs an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass 

ihre Initiativen, Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berücksichtigt 

werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kennt-

nis zu geben sowie erbetene Auskünfte zu erteilen. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene Öffentlichkeitsarbeit be-

treiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. 

 

§ 5 

Ständige Ausschüsse 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 

 a)  Finanzausschuss 

 Zusammensetzung: 

 4 Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertreter  

 Aufgabengebiet: 

 Finanzwesen, Grundstücks- und Steuerangelegenheiten, Prüfungswesen im Sinne des  

  1. Abschnitts des 6. Teils der GO 

      b) Bau- und Wegeausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Bau- und Wegewesen, Umweltschutz, Naturschutz, Landschaftspflege  

 c)  Kultur- und Sozialausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Kultur- und Gemeinwesen, Kindertagestätten- und Jugendangelegenheiten, Förderung des 

Sport- und Vereinswesens 

In die Ausschüsse zu b) und c) können Bürgerinnen oder Bürger gewählt werden, die der Gemein-

devertretung angehören können, ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen oder Gemeinde-

vertreter im Ausschuss nicht erreichen. 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten ständigen Ausschüssen der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 

(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/der Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 
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(4) Die Zahl der Ausschusssitze kann sich durch Anwendung des § 46 Abs. 1 und 2 GO (Überpro-

portionalitätsmandate, beratendes Grundmandat) erhöhen. 

Als zusätzliche Mitglieder im Sinne des § 46 Abs. 2 GO, einschließlich deren Stellvertretende, 

können in die Ausschüsse zu b) und c) auch Bürgerinnen und Bürger entsandt werden, die der 

Gemeindevertretung angehören können. 

(5) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 

46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Mitgliedern der Gemeindevertretung 

übertragen.  

 

§ 6 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  

 

§ 7 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt. Die Einwohnerversammlung kann auch auf 

Teile des Gemeindegebietes beschränkt durchgeführt werden. 

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt 

werden, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstan-

den sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu ge-

ben.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder 

er kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur 

ordnungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet in der Einwohnerversammlung 

über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und 

Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der 

Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und 

Vorschläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindes-

tens der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Ab-

stimmung über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist 

nicht zulässig.  

(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten:  

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und  
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  5. das Ergebnis der Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der Protokoll-

führerin oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sollen dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorgelegt werden. 

 

§ 8 

Verträge nach § 29 Abs. 2 GO 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertretern, Mitgliedern oder 

stellvertretenden Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder der Bürgermeisterin oder 

dem Bürgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterinnen oder Gemeinde-

vertreter, Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder die 

Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, die keinen öffentlichen Auftrag im Sinne des 

geltenden Vergaberechtes zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der Gemeindevertre-

tung rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 6.000,00 €, bei wiederkeh-

renden Leistungen von monatlich 500,00 €, halten. Verträge, die die Vergabe eines öffentlichen 

Auftrages zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der Gemeindevertretung rechtsverbind-

lich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden 

Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 12.000,00 €, bei wiederkehrenden 

Leistungen einen Betrag von 1.000,00 € im Monat, nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe 

unter den Voraussetzungen des Satzes 2 im Wege der Verhandlungsvergabe oder im Wege des 

Direktauftrages, ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn 

der Auftragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Hö-

he von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-

gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-

schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen.  

 

§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Mittelhol-

stein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, erscheint diens-

tags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der Amtsverwaltung in 

Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Am Raiffeisenturm 2 und in 

Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  
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(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(4) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche örtliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden 

zusätzlich ins Internet unter der Adresse www.amt-mittelholstein.de eingestellt und über das zent-

rale Internetportal des Landes auf www.schleswig-holstein.de/bauleitplanung zugänglich gemacht. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung der Gemeinde Nindorf vom 30.03.2023 außer Kraft.  

 

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 14.02.2025 erteilt. 

 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

 

 

Nindorf, den 26.02.2025 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Jörn Wieben 

(Bürgermeister) 
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Hauptsatzung 

der Gemeinde Steenfeld 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 4 Abs 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten vom 24. Mai 2024 (GVOBl. 

Schl.-Holst. S. 404) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 02.12.2024 und mit Ge-

nehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für die 

Gemeinde Steenfeld erlassen: 

 

§ 1 

Wappen und Siegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Steenfeld zeigt unter silbernem, durch einen blauen Balken abge-

teiltem Schildhaupt, darin drei grüne Feldsteine, von Silber und Grün zehnmal gestürzt – fächer-

förmig gespalten. 

(2) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde 

Steenfeld, Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

(3) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bürger-

meisterin oder des Bürgermeisters. 

 

§ 2 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und Gemeindever-

treter an Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen 

Sitzungen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum 

als Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel einge-

setzt, durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in 

Bild und Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hier-

über trifft die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt.  

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-

breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 
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§ 3 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins einen Betrag von 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 12.000,00 €, 

11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. Die Gewährung von Zuschüssen und Zuweisungen bis zu einem Betrag von 500,00 €, 

13. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

14. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten und geringfügig Beschäftigten übertragen. 

 

§ 4 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemein-

devertretung und der Ausschüsse teilnehmen. Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche 

Teile von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. 

In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern in der Gemeinde bei. Sie ist dabei insbesondere in folgenden Aufgabenbereichen tätig: 

- Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit der Gemeindevertretung, 

- Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, z. B. auch bei der Aufstel-

lung eines Bebauungsplanes. 

- Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen in der Gemeinde, 
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- Anbieten von Sprechstunden und Beratung für hilfesuchende Frauen, 

- Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behörden, um 

frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

(3) Sie ist im Rahmen ihres Aufgabenbereichs an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass 

ihre Initiativen, Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berücksichtigt 

werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kennt-

nis zu geben sowie erbetene Auskünfte zu erteilen. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene Öffentlichkeitsarbeit be-

treiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. 

 

§ 5 

 Ständige Ausschüsse 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 

 a)  Finanzausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Finanzwesen, Grundstücksangelegenheiten, Steuern, Personalangelegenheiten,  

  Prüfungswesen im Sinne des 1. Abschnitts des 6. Teils der GO 

 b)  Bau- und Wegeausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Instandsetzung und Erneuerung von Straßen und Wegen, Bauangelegenheiten 

 c)  Kulturausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Vorbereitung und Durchführung der gemeindlichen Veranstaltungen wie Seniorenfahrt, 

Kinderfeste und sonstige Kulturveranstaltungen 

In die Ausschüsse können Bürgerinnen oder Bürger gewählt werden, die der Gemeindevertretung 

angehören können, ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertreter im 

Ausschuss nicht erreichen. 

(2) Neben dem in Absatz 1 genannten ständigen Ausschuss der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 

(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/den Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 

(4) Die Zahl der Ausschusssitze kann sich durch Anwendung des § 46 Abs. 1 und 2 GO (Überpro-

portionalitätsmandate, beratendes Mandat) erhöhen. 

Als zusätzliche Mitglieder im Sinne des § 46 Abs. 2 GO, einschließlich deren Stellvertretende, 

können in die Ausschüsse auch Bürgerinnen und Bürger entsandt werden, die der Gemeindever-

tretung angehören können. 

(6) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach  

§ 46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Mitgliedern der Gemeindevertretung 

übertragen.  
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§ 6 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  

 

§ 7 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt. Die Einwohnerversammlung kann auch auf 

Teile des Gemeindegebietes beschränkt durchgeführt werden. 

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt 

werden, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstan-

den sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu ge-

ben.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder 

er kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur 

ordnungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet in der Einwohnerversammlung 

über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und 

Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der 

Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und 

Vorschläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindes-

tens der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Ab-

stimmung über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist 

nicht zulässig.  

(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten:  

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und  

  5. das Ergebnis der Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der Protokoll-

führerin oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sollen dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorgelegt werden. 

 

§ 8 

Verträge nach § 29 Abs. 2 GO 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertretern, Mitgliedern oder 
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stellvertretenden Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder der Bürgermeisterin oder 

dem Bürgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterinnen oder Gemeinde-

vertreter, Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder die 

Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, die keinen öffentlichen Auftrag im Sinne des 

geltenden Vergaberechtes zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der Gemeindevertre-

tung rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 6.000,00 €, bei wiederkeh-

renden Leistungen von monatlich 500,00 €, halten. Verträge, die die Vergabe eines öffentlichen 

Auftrages zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der Gemeindevertretung rechtsverbind-

lich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden 

Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 12.000,00 €, bei wiederkehrenden 

Leistungen einen Betrag von 1.000,00 € im Monat, nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe 

unter den Voraussetzungen des Satzes 2 im Wege der Verhandlungsvergabe oder im Wege des 

Direktauftrages, ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn 

der Auftragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Hö-

he von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-

gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-

schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen.  

 

§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Mittelhol-

stein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, erscheint diens-

tags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der Amtsverwaltung in 

Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Am Raiffeisenturm 2 und in 

Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 

 

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.  

(4) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche örtliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden 

zusätzlich ins Internet unter der Adresse www.amt-mittelholstein.de eingestellt und über das zent-

rale Internetportal des Landes auf www.schleswig-holstein.de/bauleitplanung zugänglich gemacht. 
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§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung vom 25.07.2023 außer Kraft.  

 

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 14.02.2025 erteilt. 

 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

 

Steenfeld, den 26.02.2025 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Volker Hadenfeld 

(1. stellvertretender Bürgermeister) 
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Gemeinde Aukrug 
 

 

Aukrug, 14.03.2025 

 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Aukrug ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 27.03.2025, um 19:30 Uhr, 

im Versammlungsraum der Gemeinde Aukrug, Bargfelder Straße 10, 24613 Aukrug 
 
 

einberufen. 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der letzten 
Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

8 Zustimmung zur Wahl des Gemeindewehrführers 
 

 

 

9 Ernennung und Vereidigung des Gemeindewehrführers 
 

 

 

10 Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden Gemeindewehrführers 
 

 

 

11 Ernennung und Vereidigung des stellvertretenden Gemeindewehrführers 
 

 

 

12 Zustimmung zur Wahl des Ortswehrführers der Ortsfeuerwehr Aukrug-Innien 
 

 

 

13 Ernennung und Vereidigung des Ortswehrführers der Ortsfeuerwehr Aukrug-
Innien 
 

 

 

14 Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden Ortswehrführers der Freiwilligen 
Feuerwehr Aukrug-Bünzen 
 

 

 

15 Ernennung und Vereidigung des stellvertretenden Ortswehrführers der Freiwilli-
gen Feuerwehr Aukrug-Bünzen 
 

 

 

16 Zustimmung zum Einnahme- und Ausgabeplan 2025 des Sondervermögens für 
die Kameradschaftspflege der Feuerwehr Aukrug 
 

 

 

17 Zustimmung zum Einnahme- und Ausgabeplan 2025 des Sondervermögens für 
die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Aukrug Bargfeld 
 

 

 

18 Zustimmung zum Einnahme- und Ausgabeplan 2025 des Sondervermögens für 
die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Aukrug Homfeld 
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19 Antrag der AI-Fraktion: Einrichtung eines WhatsApp-Kanals für die Gemeinde 
Aukrug 
 

 

 

20 Verkehrsregelnde Maßnahme; 
Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h aus Lärmschutzgründen im Verlauf 
der Ortsdurchfahrt in Aukrug-Innien (Itzehoer Straße - Hauptstraße, L 121) 
 

 

 

21 Sanierung der Wasserleitung in der Böker Straße - Ortsteil Böken 
 

 

 

22 Sanierung Straße Rüm 
 

 

 

23 Errichtung von 4 Lichtzeichenanlagen an den unbeschrankten Bahnübergängen 
 

 

 

24 Errichtung einer Fläche mit Basketballkorb 
 

 

 

25 Einrichtung eines "Tauschhauses" durch die Aukruger Nachhaltigkeitsinitiative 
der VHS 
 

 

 

26 Anschaffung eines Reinigungsgerätes zum Reinigen der gemeindlichen Straße 
 

 

 

27 Bebauungsplan Nr. 35 "Hühnerkamp" der Gemeinde Aukrug - Beschluss über 
die eingegangenen Stellungnahmen und Satzungsbeschluss 
 

 

 

28 Ergänzungssatzung "Zum Sportplatz" gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB der Ge-
meinde Aukrug - Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen und Sat-
zungsbeschluss 
 

 

 

29 Bebauungsplan Nr. 37 "Wohnbebauung Kaiserhof nördlich der Höllenau" der 
Gemeinde Aukrug - Aufstellungsbeschluss 
 

 

 

30 Bebauungsplan Nr. 37 "Wohnbebauung Kaiserhof nördlich der Höllenau" der 
Gemeinde Aukrug - Beschluss über eine Veränderungssperre zur Sicherung 
der Bauleitplanung 
 

 

 

31 Ausweisung von Windenergiegebieten in der Gemeinde Aukrug  
-Antrag der WindStrom Erneuerbare Energien GmbH & Co. KG auf ein Zielab-
weichungsverfahren im Bereich der Gemeinde Aukrug-Böken 
 

 

 

32 Stromlieferung für die Zeit ab dem 01.01.2025 
 

 

 

33 Schaffung einer zusätzlichen Stelle für eine Nichtfachkraft in der Kita 
 

 

 

34 Personalangelegenheiten 
 

 

 

34.1 Personalangelegenheiten 
 

 

 

34.2 Personalangelegenheiten 
 

 

 

34.3 Personalangelegenheit 
 

 

 

35 Blitzschutz für das Freibad Aukrug 
 

 

 

36 Errichtung einer Bike+Ride Anlage: Antragsstellung Förderantrag 
 

 

 

37 Anschaffung von zwei Sprungbrettern und fünf Startsockelplatten für das Frei-
bad in Aukrug 
 

 

 

38 Sanierung Aufenthaltsraum Schützenkeller im Sportlerheim und in den Nass-
räumen (Dusche und Toiletten) der Heimmannschaft 
 

 

 

39 Bauangelegenheiten 
 

 

 

40 Grundstücksangelegenheiten 
 

 



260 
 
 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Joachim Rehder 
Bürgermeister 
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Gemeinde Hanerau-Hademarschen 
 

 

Hanerau-Hademarschen, 14.03.2025 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hanerau-Hademarschen ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 27.03.2025, um 19:30 Uhr, 

im Sitzungssaal in der Verwaltungsstelle Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11,  
25557 Hanerau-Hademarschen 

 
einberufen. 

 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Berichte aus den Ausschüssen 
 

 

 

6.1 Bericht Finanzausschuss 
 

 

 

6.2 Bericht Bauausschuss 
 

 

 

6.3 Bericht Wegebau- und Umweltausschuss 
 

 

 

6.4 Bericht Ausschuss für Sport, Kultur, Soziales und Tourismus 
 

 

 

7 Mitteilungen des Projektmanagers 
 

 

 

8 Bericht aus dem Schulverband 
 

 

 

9 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

10 Städtebauförderung 
 

 

 

10.1 Städtebauförderung - Sachstandsbericht Sanierung des Sportlerheims 
 

 

 

10.2 Städtebauförderung - Sachstand Modernisierung und Erweiterung Feuerwehr-
haus 
 

 

 

10.3 Städtebauförderung - Neubau Kita Hanerau-Hademarschen; Preisrichtersitzung 
vom 06.03.2025 und weiteres Vorgehen 
 

 

 

11 Bahnhof - Sachstandsbericht 
 

 

 

12 Landfrauenschule - Sachstandsbericht 
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13 Bauhof - Sachstandsbericht zum Neubau 
 

 

 

14 Interkommunales Gewerbegebiet - Sachstandsbericht 
 

 

 

15 Bebauungsplan Nr. 29 - Sachstandsbericht Erschließung 
 

 

 

16 8. Änderung des Flächennutzungsplanes "Wohngebiet nördlicher Bussardweg 
II. Abschnitt" 
- Beschluss über eingegangene Stellungnahmen und abschließender Be-
schluss 
 

 

 

17 Bebauungsplan Nr. 29 "Wohngebiet nördlicher Bussardweg II.Abschnitt" 
- Beschluss über eingegangene Stellungnahmen und Satzungsbeschluss 
 

 

 

18 Neugestaltung Bahnhof Hanerau-Hademarschen 
- Beauftragung einer Machbarkeitsstudie 
 

 

 

19 Beschlussfassung über die Beauftragung eines Planungsbüros: Nutzungsände-
rung Landfrauenschule 
 

 

 

20 Reinigung Arbeitskleidung Bauhof 
 

 

 

21 Anerkennung als Ausbildungsbetrieb zum Straßenwärter/zur Straßenwärterin 
 

 

 

22 Nahwärmeversorgung Hanerau-Hademarschen Nord-West 
- Rücknahme des Antrages auf Förderung des Landesprogramms Wirtschaft 
aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) 
 

 

 

23 Stromlieferung für die Zeit ab dem 01.01.2025 
 

 

 

24 Straßenentwässerung Knoten Landweg/Marienhöh 
 

 

 

25 Baumpflanzung Byn Hollenbarg 
 

 

 

26 Bau einer Skate-Anlage 
- Fortführung des Projektes 
 

 

 

27 Neufassung der Gebührensatzung der Kommunalen Kindertageseinrichtung 
 

 

 

28 SV Merkur; Unterstützung bei den Kosten Sportplatzpflege 
 

 

 

29 Freibadangelegenheiten; Saison 2025 
 

 

 

30 Bücherei 
 

 

 

31 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

32 Personalangelegenheiten: 
 

 

 

32.1 Personalangelegenheiten: 
 

 

 

32.2 Personalangelegenheiten: 
 

 

 

32.3 Personalangelegenheiten: 
 

 

 

33 Kostenpauschale an die VHS-Leiterin in 2025 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

34 Anschaffung eines Sandreinigers 
 

 

 

35 Beleuchtungssituation Mühlenweg 
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Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Thomas Deckner 
Bürgermeister 
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Gemeinde Padenstedt 
 

 

14.03.25  

 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Padenstedt ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 27.03.2025, um 19:30 Uhr, 

in den Bürgerstuben, Hauptstraße 60, 24634 Padenstedt 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Wahl der/des Ausschussvorsitzenden des Sozialausschusses 
 

 

 

8 Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG Lärmaktionsplanung 
2022/2024 
- Abschließender Beschluss 
 

 

 

9 Verkehrsregelnde Maßnahmen; 
Sicherung der Mulden an der Hauptstraße (K12), Padenstedt-Kamp 
 

 

 

10 I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 Padenstedt 
 

 

 

11 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Carsten Bein 
Bürgermeister 

 


